
Neue Justiz 5/88 175
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Die Garantieregelungen des ZGB orientieren auf ein ver­
trauensvolles Zusammenwirken der Vertragspartner, um bei 
Mängeln der gekauften Sache möglichst effektiv den Ge­
brauchswert der Sache für den Käufer zu realisieren. In der 
überwiegenden Zahl aller Fälle wird auch die Durchsetzung 
von Garantieansprüchen beim Kauf von Kraftfahrzeugen in 
kameradschaftlicher Zusammenarbeit wahrgenommen. Auf 
Grund der Besonderheiten des Leistungsgegenstands und sei­
ner Nutzung treten jedoch verschiedentlich Probleme bei der 
Rechtsanwendung auf, die Anlaß zu Konflikten geben kön­
nen.1 Nachfolgend sei auf einige Probleme näher einge­
gangen.

Verantwortung und Rechtsstellung der Vertragswerkstätten

Die Nachbesserung durch Vertragswerkstätten ist die häu­
figste Form, in der Garantieverpflichtungen aus § 148 ff. ZGB 
realisiert werden. Im Unterschied zu den Instandhaltungs­
leistungen1 2 werden hierbei jedoch Verpflichtungen des Her­
stellers und des Verkäufers aus der Garantie für das Kfz er­
füllt. Es entstehen folglich keine gesonderten vertraglichen 
Beziehungen zwischen Vertragswerkstatt und Käufer, und 
deshalb werden auch keine weiteren eigenständigen Garan­
tieverpflichtungen der Vertragswerkstatt gegenüber dem 
Käufer begründet.3

Gemäß § 151 Abs. 2 ZGB steht dem Käufer ein Anspruch 
auf Erfüllung seines Garantieanspruchs durch Nachbesserung 
gegenüber der Vertragswerkstatt zu, die u. E. als Dritter i. S. 
des § 82 Abs. 2 ZGB handelt.4 Aus dieser Rechtsstellung der 
Vertragswerkstätten ergibt sich zunächst die Frage, wer über 
die Anerkennung von geltend gemachten Garantieansprüchen 
zu entscheiden hat.

Unter Berücksichtigung der wirtschaftsrechtlichen Rege­
lungen (§§ 10 Abs. 4, 12 Abs. 3 der 4. DVO zum VG — Wirt­
schaftsverträge zur Versorgung der Bevölkerung — vom
25. März 1982 [GBl. I Nr. 16 S. 339]) und der Stellung der Ver­
tragswerkstätten als zur Garantieleistung Verpflichtete ge­
mäß §§ 151 Abs. 2 und 157 Abs. 1 ZGB obliegt es u. E. der 
Vertragswerkstatt, in allen Fällen Reklamationen von Bür­
gern entgegenzunehmen und über ihre Berechtigung zu ent­
scheiden. Eine Verweisung an andere Garantieverpflichtete 
ist unzulässig (§ 158 Abs. 2 ZGB). Ebenso unzulässig wäre ein 
vom Garantieberechtigten zu unterschreibender Vermerk auf 
dem Garantieantrag, daß erst nach Anerkennung des Garan­
tieanspruchs durch den Hersteller die Garantieleistung ge­
währt wird. Eine derartige „Garantieabwicklung unter Vor­
behalt“ verstößt u. E. gegen das Verbot aus § 45 Abs. 4 ZGB 
und ist daher nichtig. Kooperationsrechtliche Vereinbarungen 
zwischen Hersteller und Vertragswerkstätten (Kundendienst­
verträge) werden dadurch nicht berührt, da nach § 12 Abs. 3 
der 4. DVO zum VG auch der Vertragswerkstatt (ebenso wie 
der Verkaufseinrichtung gemäß § 158 Abs. 1 ZGB) eine Ent­
scheidungsfrist von zwei Wochen eingeräumt wird, innerhalb 
derer sie eine Abstimmung mit dem Hersteller vornehmen 
kann.5

Trotz verantwortungsbewußter Prüfung kann sich auch 
noch nach Anerkennung des Anspruchs heraussteilen, daß 
kein Mangel vorliegt oder daß der Mangel vom Käufer ver­
ursacht wurde.6 Eine nachträgliche Ablehnung des Anspruchs 
ist u. E. dann nur im Fall des Nichtvorliegens eines Mangels 
möglich; andernfalls ist der Garantieanspruch zu erfüllen, 
wobei unter den Voraussetzungen des § 330 ff. ZGB Schaden­
ersatz (z. B. im Umfang der Nachbesserungskosten) vom Käu­
fer verlangt werden kann.7

Rechtliche Bedeutung der Garantiedurchsicht

Garantiedurchsichten umfassen insbesondere Nachstellungen 
und Wartungsarbeiten, die dem Ausgleich des normalen Ver­

schleißes und der Überprüfung des Kfz dienen. Dabei fest­
gestellte Unregelmäßigkeiten gelten nicht als Mängel i. S. der 
Garantieregelung. Werden die vorgeschriebenen Durchsich­
ten unterlassen und tritt deshalb innerhalb der Garantiezeit 
ein Mangel auf, ist eine Ablehnung des Garantieanspruchs 
berechtigt, da die gemäß § 137 Abs. 2 ZGB übergebenen Ge­
brauchs-, Bedienungs- und Behandlungsvorschriften zur Er­
haltung des Gebrauchswertes nicht eingehalten wurden. Liegt 
jedoch ein Mangel vor, der auch bei Vornahme der Durch­
sicht eingetreten wäre bzw. der nicht von den Kontrollen der 
Durchsicht erfaßt wird, bleibt der Garantieanspruch bestehen 
(so z. B. für defekte Nähte an den Sitzen).8 Das gleiche gilt, 
wenn der Käufer durch einen Eingriff einen Mangel während 
der Garantiezeit verursacht hat. Nur dann, wenn dieser Ein­
griff kausal für das Auftreten des Mangels ist, kann der Ga-

1 Es sei darauf hingewiesen, daß neben den Normen des ZGB auch 
Bestimmungen der ZPO (z. B. §§ 169 Abs. 2 und 174 Abs. 2) die 
materiell- und die verfahrensrechtlichen Positionen des garantie­
berechtigten Bürgers günstig ausgestalten und die gerichtliche 
Geltendmachung von Garantieansprüchen erleichtern.

Vgl. dazu u. a. OG, Urteil vom 26. August 1980 - 2 OZK 27/80 - 
(NJ 1980, Heft 12, S. 573 f.); BG Leipzig, Urteil vom 1. November 
1979 - 5 BZB 102/79 - (NJ 1980, Heft 4, S. 186 ff.).

2 Vgl. I. Fritsche/U. Kühnl/S. Lerche, „Ansprüche aus Verträgen über 
Instandhaltungsleistungen an Kraftfahrzeugen“, NJ 1987, Heft 4, 
S. 139 ff.

3 Vgl. Fragen und Antworten in NJ 1979, Heft 12, S. 555.
4 Zivilrecht, Lehrbuch, Teil 1, Berlin 1981, S. 382.

Anderer Auffassung sind F. Hartmann/N. Schummer, „Rechts­
stellung von Vertragswerkstätten bei der Geltendmachung von 
zivilrechtlichen Garantieansprüchen“, NJ 1987, Heft 2, S. 73 f.; 
R. Kalitzky/P. Richter/R. Streich, „Nochmals zur Rechtsstellung 
von Vertragswerkstätten bei Geltendmachung zivilrechtlicher Ga­
rantieansprüche“, NJ 1987, Heft 12, S. 501.

Die von diesen Autoren vertretenen Auffassungen lassen 
u. E. — ohne daß wir uns hier detaillierter damit auseinanderset­
zen können — folgende Tatsachen außer acht:

1. Garantieansprüche (aus der gesetzlichen Garantie) entste­
hen kraft Gesetzes mit dem Garantiefall (so auch der Wortlaut 
des § 151 ZGB) und bestehen gegenüber allen in § 151 Abs. 1 und 2 
genannten Verpflichteten. Sie können vom Garantieberechtigten 
(im Rahmen der durch § 152 ZGB bestimmten Voraussetzungen) 
wahlweise gegenüber J e d e m  Garantieverpflichteten geltend ge­
macht werden. Die Möglichkeit nach § 158 ZGB, die E r f ü l l u n g  
abzulehnen, berührt nicht die konstitutive Wirkung des Gesetzes 
hinsichtlich des Anspruchs selbst, der sich auch gegen den Her­
steller richtet. So besteht - ganz unabhängig vom Kaufvertrag 
(z. B. selbst dann, wenn der Gegenstand weiterveräußert wird) — 
ein zivilrechtlicher Anspruch auch gegen den Hersteller, den dieser 
mit Hilfe eines Dritten erfüllen kann. § 82 Abs. 2 ZGB ist schließ­
lich nicht auf die Erfüllung von Verpflichtungen aus Verträgen 
begrenzt, sondern gilt für alle Schuldverhältnisse.

2. Für den vorliegenden Fall geht es nicht darum, welche Stel­
lung die Vertragswerkstatt einnimmt, sondern w e l c h e s  
R e c h t  für die Jeweilige Beziehung anzuwenden ist. Für die 
Erfüllung der Verpflichtung gegenüber Bürgern aber gilt das ZGB. 
Welche Bestimmungen im Innenverhältnis zwischen den Wirt­
schaftseinheiten gelten bzw. welche Vereinbarungen diese getrof­
fen haben, ist für den garantieberechtigten Bürger insofern von 
Bedeutung, als er sich nach § 82 Abs. 2 ZGB dann darauf verlassen 
kann, daß das Handeln des Partners, den der von ihm in An­
spruch genommene Garantieverpflichtete zur Erfüllung der Ver­
pflichtungen herangezogen hat, den Garantieverpflichteten selbst 
bindet (so z. B. bei der Anerkennung nach § 10 Abs. 4 der 4. DVO 
zum Vertragsgesetz). §82 Abs. 2 ZGB bestimmt also insofern nicht 
die Rechtsstellung von Vertragswerkstätten (dies ist auch nicht 
Aufgabe dieser Bestimmung), sondern die Rechtswirkungen ihres 
Handelns gegenüber den zivilrechtlichen Partnern.

5 Im Rahmen der vertraglichen Beziehungen zwischen Herstellern 
und Vertragswerkstätten nehmen die Hersteller in vielfältiger 
Weise Einfluß auf die Erfüllung von Garantieansprüchen. Es fin­
den Schulungen der Mitarbeiter von Vertragswerkstätten statt, 
und ihnen werden Unterlagen zur Organisation der Garantie­
abwicklung und Service-Informationen übergeben. Diese Unter­
lagen orientieren die Vertragswerkstätten darauf, geltend ge­
machte Garantieansprüche zur Erledigung anzunehmen; sie ent­
halten u. a. auch Hinweise darauf, in welchen Fällen eine Abstim­
mung mit dem Hersteller vorzunehmen ist. Diese notwendigen 
kooperationsrechtlichen Konkretisierungen dürfen u. E. Jedoch 
nicht die Rechte des Käufers einschränken. Der durch die Ver­
tragswerkstatt anerkannte Garantieanspruch kann nicht mit dem 
Hinweis auf die fehlende Zustimmung des Herstellers revidiert 
werden.

6 Mangelverursachung durch den Käufer kann insbesondere in fol­
genden Fällen gegeben sein: Nichtbeachtung der Betriebsanleitung, 
Verwendung des Kfz für einen anderen als den vorgesehenen 
Zweck (z. B. Geländesport, Rallyes), Schäden, die durch Unfälle 
verursacht wurden, nicht oder nicht termingemäß in Anspruch 
genommene technische Überprüfung.

7 Vgl. Fragen und Antworten in NJ 1980, Heft l, s. 36 f.
8 Vgl. Fragen und Antworten in NJ 1976, Heft 17, S. 523 f.


